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Zunehmende Opposition im FDGB
Illegale Gewerkschaftsgruppen — Gegen undemokratiscbes Statut

M it der Erklärung, „feindliche Strömungen in einigen In- 
. dustriegewerkschaften“  richteten sich gegen das vor Jahresfrist 
abgeänderte FDGB-Statut, verblü ffte der FDGB-Bundesvor- 
stand am letzten Wochenende die Teilnehmer einer Bezirks- 
instrukteur-Konl'erenz. Ohne Namensnennung wurde dabei auf 
„leitende Genossen“ in den IG  M etallurgie und Bergbau hin
gewiesen, die versucht haben sollen, einen neuen FBGB-Bun- 
ileskongreß zu erzwingen, um auf diesem eine Revision der 
neuen Statuten vorzuschlagen. Ben Betreffenden sei es ge
lungen, ihre Vorschläge in  den unteren FBG B-Leitungen  zur 
Diskussion zu bringen, wodurch Unruhe in die M itgliederschaft 
getragen worden sei. Ohne nähere Erläuterungen wurde dazu 
erklärt, daß der FDGB-Bundesvorstand „bereits die Konse
quenzen gezogen“  habe.

So schwer es ist, aus diesen 
Andeutungen den tatsächlichen 
Umfang einer „Gewerkschafts- 
Opposition“ abzuleiten, so könn
ten doch ein ige Vorgänge der 
letzten Monate darüber A u f
schluß geben. Zahlreiche FDGB- 
Leitungen meldeten seit etwa 
M itte März das Bestehen „ ille 
galer Gewerkschaftsgruppen“ , 
w obei eine „vermutete W ühl
arbeit westlicher Stellen“ als 
Ursache angegeben wurde. Au f 
SSD-Ebene durchgeführte Un
tersuchungen vermochten dieses 
Rätsel allerdings ebensowenig 
aufzuklären w ie die sofort ein
setzenden Überprüfungen durch 
die FD G B - Bezirksvorstände. 
Erst der F a ll des Eisenhütten
werkes Calbe gab dem beun
ruhigten Bundesvorstand die 
Lösung ein.

Kam pf um Streikrecht
In  Calbe hatte die Betriebs

leitung — w ie später zugegeben 
—• ungerechtfertigt drei Arbeiter 
entlassen. Daraufhin beschloß 
die betreffende Abteilungsge
werkschaftsleitung einen zw ei
stündigen Proteststreik. D ie Be
triebsgewerkschaftsleitung lehn
te  ihre Zustimmung ab, da das 
im  vergangenen. Juni abgeän
derte FDGB-Statut in der volks
eigenen Industrie den Streik 
verbietet. -Nach Durchführung 
des Streiks wurden zwei weitere

Arbeiter entlassen, einer davon 
vorübergehend verhaftet.

Nun geschah fo lgendes: Kein  
Gewerkschafter trat aus dem 
FD G B  aus, aber alle boykot
tierten künftig ' die Versamm
lungen und Sitzungen der BG L. 
Dafür wurden getarnte A b te i
lungsversammlungen einberufen, 
auf denen man ganz offen rein 
gewerkschaftliche D inge be
sprach. A ls die Betriebsleitung 
w en ig später gezwungen War, 
ihr Unrecht zuzugeben und die 
zuerst entlassenen Arbeiter w ie
der einzustellen, stellten nun
mehr als vier solcher „illega len “ 
Gewerkschaftsgruppen die F o r 
derung nach einer Überprüfung 
des FDGB-Statuts zugunsten 
der W iederaufnahme des Streik
rechtes.

Es kam zu einer Überprüfung, 
bei der man auf m erkwürdige 
Paralle len  s tieß : In  zahlreichen 
anderen Betrieben hatte diese 
Methode der Kaltstellung o ffi
zieller FDGB-Leitur.gen und die 
außerorganisatorische Gewerk
schaftsarbeit bereits früher 
Schule gemacht. In  H ettstedt 
w ar dies bereits soweit ged ie
hen, daß die B G L dankbar war, 
wenn ihr die M itg lieder ab und 
zu etwas übe*r die „illega len “ 
Gewerkschaftsdiskussionen er
zählten, damit die B G L sich 
wenigstens der dadurch ent
standenen Lage  anzupassen ver

mochte. Der später gemaß- 
regelte BGL-Sekretär sagte da
zu resign ierend: „W ir  waren ja  
froh, wenn wenigstens die Bei
träge einkamen . . .! “

Diktatorische Arbeitsweise
Unter dem Druck dieser T a t

sachen hatten die Leitungen 
ein iger IG ’s nachgegeben und 
„Aussprachen“ zwischen den 
„Illega len “ und den BGL-Funk- 
tionären organisiert, m it dem 
Tenor, gewerkschaftliche A r 
beit dürfe nur innerhalb der 
FDGB-Organisation betrieben 
werden. Inzwischen hatte je 
doch der Bundesvorstand davon 
Kenntnis bekommen und die 
Verantwortlichen zur Rechen
schaft gezogen : „M it Spaltern 
und Verrätern kann man nicht 
diskutieren!“  der ganz erklär
liche Vorgang wurde über 
Nacht zu einem die Grundfesten 
des FD G B  erschütternden P o li
tikum. Instrukteure stellten die 
tatsächliche oder vermutete E x
istenz von mindestens einigen 
hundert solcher illegalen Ge
werkschaftsgruppierungen fest. 
N iem and aber kam auf die Idee,, 
die Ursache dafür in  der d ik
tatorischen Arbeitsweise yder 
verantwortlichen FDGB-Leitun- 
gen zu suchen.

Der E r fo lg  aber hat sich in 
ganz anderer W eise eingestellt. 
P lö tzlich  w ird  in zahlreichen 
FDGB-Versam mlungen das un
demokratische Statut vom Juni 
1955 angefochten. Im m er w ieder 
taucht die Forderung nach 
einem neuen FD G B-Kongreß 
auf, auf dem sich der Bundes
vorstand ebenso einer po liti
schen Revision befleißigen solle 
w ie es d ie SED tun müssen 
wird. Das von Len in  verbriefte 
„Streikrecht auch im  Sozialis
mus“ w ird  dabei von alten Ge
werkschaftern nicht unklug in  
die W aagschale geworfen.
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D a s E rg e b n is  
von Lo n d on

B T* P e r  sowjetische Staats
besuch. in Großbritannien ist be
endet, und sein politisches E r
gebnis ist sehr bescheiden —  
enttäuschend sogar fü r dieje
nigen, d ie von ihm wesentliche 
Fortschritte der internationalen 
P o lit ik  erwartet hatten. In  zahl
reichen Besprechungen, die zw i
schen M inisterpräsident Eden 
und seinen Gästen statffanden, 
Y/urden zwar alle Problem e be
rührt, die ihrer Lösung narren, 
aber keines von ihnen wurde 
der Lösung näher gebracht. D ie  
L is te  der Verhandlungsthemen 
umfaßte -nach Angabe des 
Schlußkommimiquds . die A b 
rüstung, die europäische Sicher
heit, die Deutschlandfrage, die 
ßefahrenlage im Nahen Osten, 
die w irtschaftlichen Beziehun
gen, den kulturellen Austausch 
und manches andere. D ie Aus
sage über das Ergebnis bleibt 
jedoch meist deklamatorisch: 
gegenseitige Versicherungen gu
ten W illens und gemeinsamer 
Anstrengungen zur W ahrung 
des Friedens und zur ‘ Lösung 
der noch offenen Fragen.

Eine günstigere W ertung ver
dienen vielleicht die Besprechun
gen über die Nahost-Frage und 
über die Abrüstung. In  den 
Londoner Abrüstungsverhand
lungen der v ie r  Mächte sollen 
die Sowjets jedenfalls ein kle i
nes Entgegenkommen gezeigt 
haben, das nach Meinung unter
richteter Kre ise eine gew isse 
W eiterentw icklung verspricht. 
Auch in  der F rage des britisch
sowjetischen Handels, den Mos-, 
kau mit lockenden Angeboten zu a 
erw eitern  sucht —  möglichst 
unter Beseitigung der strategi
schen Sperrliste — , könnten sichN 
vielleicht noch praktische Aus
w irkungen ergeben. Doch ist 
das leichter gesagt als getan. 
W enn nämlich Moskau bei un
beschränktem Handelsverkehr 
b is  zum Jahre I960 fü r rund 
12 M illiarden DM W aren in 
Großbritannien zu kaufen bereit 
und in der Lage  sein w ill, so 
erhebt sich die schwierige 
Frage, was als sowjetische Ge
genleistung dem britischen P a rt
ner angeboten und von ihm ab
genommen werden könnte.

Am  deutlichsten w ird  in dem

abschließenden Kommunique die 
Ergebnislosigkeit der Bespre
chungen über die europäische Si
cherheit betont. Di© Bedeutung 
dieses Problem s, in das vor 
allem auch die deutsche W ieder
verein igung eingeschlossen ist, 
w ird  zwar stark  unterstrichen, 
zugleich aber w ird  m it dürren 
Worten, festgestellt, daß „eine 
Verständigung über die M ittel, 
die zur Verw irklichung dieses 

Zieles dienen, nicht erreicht w or
den ist“ . H ie r  ist natürlich der 
Punkt, w o den Deutschen die 
britisch - sowjetischen Bespre
chungen am stärksten berühren 
und interessieren. Das hat die 
britische Regierung veranlaßt, 
g leichzeitig m it dem Abschluß- 
kommuniquö eine Erk lärung zur 
Deutschlandfrage zu veröffent
lichen. in der sie sich erneut 
zur Herbeiführung der deut
schen W iederverein igung als 
einem „fundamentalen Grund
satz der britischen Außenpolitik 
und als dem wichtigsten M ittei 
der europäischen Sicherheit" be
kennt. In  der Erklärung w ird 
zugleich festgestellt, daß bei 

' den Besprechungen über die 
Deutschlandfrage beide Seiten 
ihre „wohlbekannte Position" 
aufrechterhalten haben. Das be
deutet also, daß h ier nicht der 
geringste Fortschritt erzielt 
worden ist.

A ls Fortschritt wäre auch 
kaum die Tatsache zu verzeich-

nen, daß Chrustschow führenden 
M itgliedern  der Arbeiterpartei 
angeblich die M öglichkeit einer 
direkten deutsch - sowjetischen 
Verständigung über die W ieder
verein igung angedeutet haben 
soll. Das ist mehr die Spekula
tion auf eine deutsche Schwäche 
und eine besonders „b illig e " L ö 
sung, als die Bereitschaft zu 
einer w irklichen Verständigung 
m it uns. Diese nämlich müßte 
neben der Einheit selbstver
ständlich die vo lle  F reihe it 
Deutschlands und aus vö lker
rechtlichen Gründen auch die 
Zustimmung der Westmächte 
einschließen. In  London hat sieh 
also gezeigt, daß in der Deutsch
landfrage die internationalen 
Fronten noch unverändert hart 
sind. Sie aufzulockern und einer 
verständigen Lösung zugänglich 
zu machen, b leibt deshalb w e i
terhin das w ichtigste Anliegen 
der deutschen Po litik .

Das alles spricht nicht gegen 
das Experiment, das die bri
tische Regierung m it der E in
ladung der sowjetischen Staats
männer unternommen hat. F ü r 
Bulganin und Chrustschow wfar 
es einmal sehr nützlich, in einer 
der wuchtigsten Zentralen der 
freien W elt gewisse Erfahrun
gen zu sammeln, die ihnen der 
nüchterne Sinn des britischen 
Volkes verhältnismäßig leicht 
gemacht hat.

Eberl antwortete nicht
Berlin  (E igenbericht). Der 

L e ite r  der Ostberiiner V erw al
tung, Ebert, hat die Aufnahme 
von Kontakten führender B er
liner Po litik er m it in  sow jet- 
zonalen Zuchthäusern inhaftier
ten politischen H äftlingen  abge
lehnt. E r hatte in einem Schrei
ben den Regierenden B ürger
m eister Dr. Suhr und den. P rä 
sidenten des Abgeordnetenhau
ses, Brandt, und den Berliner 
SPD-Vorsitzenden Franz Neu 
mann zu einer Besichtigung des 
amerikanischen „Spionage-Tun
nels“ in A lt-G lienicke (Ostber
lin ) eingeladen. A ls Bedingung 
fü r diese Besichtigung hatte 
Brandt gemacht, daß er von 
vier in der Sowjetzone inhaftier
ten H äftlingen  (-Dr. K luge, B ia
lek, Gottschling und Sperling) 
begleitet Wird. Der SPD-Vor- 
sitzende Franz Neumann hatte 
eine Besichtigung fü r den Fall

zugesagt, daß ihm gleichzeitig 
der Besuch namentlich genann
ter H äftlin ge in Sowjetzonen- 
Zuchthäusern gestattet werde. 
Suhr lehnte die Besichtigung 
grundsätzlich ab.

Bei dem ersten von Ebert vor- 
geschlagenen Treffen  von V er
tretern des Abgeordnetenhauses 
m it Personen der Ostberliiier 
Verwaltung seit der Spaltung 
Berlins am Sonnabend um 11 Uhr 
am Brandenburger T o r  erklärte 
Ebert in einem Schreiben, das 
er übergeben ließ, die Erfü llung 
der Forderungen hinsichtlich 
der politischen H äftlin ge fa lle  
nicht in sein Zuständigkeits
gebiet. Brandt verlängerte dar
aufhin die F rist fü r eine Zusage 
bis Montag, 11 Uhr, fa lls bis da
hin seine Forderungen erfüllt 
werden. Ebert ließ jedoch nichts 
mehr von sich hören.



Wiedervereinigung bleibt oberstes Ziel
Bundesparteltag der CDU — Adenauer wieder 1. Vorsitzender 

Stuttgart (E igenbericht). A u f dem größten Parte itag, den es 
je  im  Nach kriegsdcntsehl and gegeben hat, bestätigte die CDU 
in Stuttgart erneut ihre P o litik  der W iedervereinigung’ und des 
Festhaltens an den Verträgen m it den Westmächten. Bundes
kanzler Dr. Adenauer, der einstimmig zum ersten Parte ivor
sitzenden fü r z\3r'ei Jahre w iedergewählt wurde, erklärte zum 
Abschluß des Parteitages, in der F rage  der W ieder Vereinigung 
müsse klug, maßvoll und stetig  gehandelt werden. M it natio
nalem Phrasengedresch bekomme man Deutschland nicht w ieder 
zusammen.

D ie W iederverein igung, so 
sagte Adenauer, sei fü r die 
Deutschen diesseits uhd jenseits 
des Eisernen Vorhanges eine 
F rage  des tiefsten Gefühles. 
F ü r andere Völker sei sie eine 
F rage  des Verstandes, vielleicht 
auch des Rechtsgefühles. Ohne 
die tatkrä ftige M itw irkung der 
fre ien  Völker der W e lt  werde 
die Zustimmung der Sow jet
union zu freien  Wahlen und zur 
W iederverein igung nicht durch
gesetzt -werden können. Der 
Kanzler fuhr fort, Bulgänin 
habe ihm in Moskau bestätigt, 
daß die Sowjetunion bei der 
bedingungslosen Kapitu lation 
die Pflicht zur W iederverein i
gung Deutschlands übernommen 
habe. Es müsse der Östlichen 
und westlichen W e lt k larwer
den. daß Sie von einem w ieder
vereinigten Deutschland nichts 
zu fürchten hätten.

Seit 1945 sei die CDU,CSU die 
Partei, von der die ganze V er
antwortung in der Bundesrepu
blik, der ganze E r fo lg  und die 
La,st des E rfolges getragen 
werde. D ie politische K ra ft  der 
Pa rte i stütze sich auf das ge
meinsame religiöse Empfinden 
ihrer M itglieder.

Schwerpunkte des Parteitages 
Wären drei Them engebiete: die 
erneute Überprüfung der poli
tischen Haltung nach innen und 
außen auf der Grundlage christ
licher Gesinnung, die Beratung 
über die vordringlichen A u f
gaben der Sozialreform, der 
W irtschafts- und F inanzpolitik  
und die organisatorische F es ti
gung und Entwicklung der P a r 
tei im  H inblick auf die zukünf
tigen politischen Entscheidun
gen. In  neun Entschließungen 
legte der Parte itag  seine außen-, 
innen-, sozial- und wnrtschafts- 
politischen Förderungen nieder.

Sozialpolitische Beschlüsse
Zur inneren Festigung gegen

über der kommunistischen Ge

fahr, aber auch zur V erw irk
lichung alter christlich-demokra
tischer Progrämmpunkte be~- 
schloß die CDU eine Reihe von 
sozialpolitischen Maßnahmen, 
die von der Rentenreform  über 
den fam iliengereohiefi Woh- 
nungs- und Eigenheimbau bis 
zur Schaffung von Eigentum* und 
Miteigentum reichen. Im  V or
dergrund hierbei Stand die F ö r 
derung der Fam ilie. W irtschafts- 
und steuerpoiitisch befürwortete 
d ie CDU Maßnahmen zur L en 
kung der Konjunktur, zur

Förderung der Landw irtschaft 
und vor a llem  auch, des M itte l« 
Standes. Sie bestätigte das 
Steuersenkungsprogramm. der 
Koalition.

D ie C D U  erneuerte In den 
grundlegenden. Referaten ihres 
Vorsitzenden Dr. Adenauer und 
des Bundestagspräsidenten D r« 
Gerstenmaier ihr Bekenntnis 
zur christlichen Grundhaltung 
in  der Po litik . Sie faßt ihren 
politischen A u ftrag  nach den 
W orten  ihres Geschäftsführers 
Dr. Heck dahin auf, die große* 
Volkspartei zu sein, in der sich 
die politische Einheit der K on 
fessionen manifestiert.

D ie CDU untersuchte unbefan
gen und gründlich die M öglich
keiten, das Verhältnis zur So
wjetunion im Sinne einer dau
ernden Koexistenz zu gestalten. 
Sie nahm diese Überprüfung 
vo r in der Absicht, h ier zwar 
nichts zu unterlassen, was einer 
Entspannung dienen kann, zu
gleich aber die Wachsamkeit gc- 

(Fortsetzung auf S, 7)

Mut zum Glaubensbekenntnis
Dibelius unü L ilje  aiti der Tagung der evang, Männerarbeifc

Berlin (E igenm eldung). Anläß
lich der zehnten Jahrestagung 
der „Männerarbeit der Evange
lischen K irche in  Deutschland“ 
in Berlin, an der rund 100 D e
leg ierte aus Ost und W est teil- 
nahmen, hat Bischof D. Dibelius 
gesagt, es komme besonders im 
Osten darauf an, m it Mut und 
Tapferkeit seinen evangelischen 
Glauben zu bekennen. Es sei 
eine der Hauptaufgaben der 
kirchlichen Männerarbeit, dafür 
zu sorgen, daß es immer genug 
Männer gebe, die bereit seien, 
m it ihrem Bekenntnis tapfer im  
Öffentlichen Leben  zu stehen.

Landesbischof D. L i l je  (Han
nover) sprach zu dem Thema 
„Männerarbeit als Funktion der 
K irche“ . E r stellte fest, der 
W esten sei für die anhebende 
geis tige  Auseinandersetzung in 
der W e lt  nicht besonders g e 
rüstet, w e il er in  seinem Glau
ben nicht genügend gefestigt 
sei. Es komme darauf an, den 
Dienst der K irche glaubwürdi
ger zu machen.

In  der Ostberliner M arien
kirche sagte L il je ,  die F rage

der W iederverein igung könne 
nicht aus der Weltgeschichte 
verschwinden, bis es eine klare, 
ruhevolle und den Bürgern F r ie 
den bringende Lösung gebe.

L ieb er L eser!
W ir  w ollen gern wissen, w ie  dia 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in der sowjetischen Be« 
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen
der an folgende Adresse zu 
schicken:

Herrn E . E  e g  n i 
Berlin-Tem pellio f 1 

Manfred-v.-Richthofen-Str. 2, I I

Fa lls  Sie 'den kleinen. TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die obige Anschrift. ,

W ir  danken Ihnen fü r  Ih re 
H ilfe .



Sowjets m ußten harte Worte hören
Der England-Besneh Bulganins und Chrustschows 

L o n d o n ,  30. 4. (Eigenmeldung:). E ie  sowjetischen Führer, 
M in isterpräsident, Bulganin und ItP -C h ef Chrustsehow, sind 
von ihrem  zehntägigen Staatsbesuch in  Großbritannien w ieder 
nach Moskau zurückgekehrt. Eas Ergebnis der insgesamt vier- 
zehnstündigen Besprechungen m it dem britischen Prem ier
m in ister Eden ist mehr als mager.
T ro tz  gegen te iliger Behaup- einer friedlichen Beilegung des

tungen ostzonaler Parte ib lä tter 
w ar die Aufnahme der beiden 
sowjetischen Po litik er in Lon 
don nicht sonderlich herzlich. 
Im  Gegenteil, Bulganin und 
Chrustsehow bekamen manches 
harte und unfreundliche W ort 
von den Zuschauern zu hören, 
d ie die Straßen säumten, wenn 
die schwarzen Limousinen er
schienen. V or allem haben die 
nach vielen Tausenden zählen
den Em igranten durch Demon
strationen und Transparente 
schonungslos den sowjetischen 
Gästen ihr Schuldkonto vor 
Augen gehalten.

In  Trinksprüchen wurde zwar 
immer von „nützlichen Bespre
chungen“ geredet, und w o es 
nur g ing, bliesen die beiden 
Gäste aus Moskau die Friedens
schalmei und bekannten sich zur 
Koexistenz und Ächtung des ’ 
K rieges, aber einmal hat Chrus- 
tschow die K atze aus dem Sack 
gelassen, da wurde er deutlich, 
um nicht zu sagen massiv. 
Nachdem man ihm in B irm ing
ham einen recht unfreundlichen 
Einpfang m it Maueranschlägen 
w ie „Haut ab, M ö rd er !“ oder 
Spruchbändern w ie „N ieder m it 

-M oskau“ bereitet hatte, verlor 
der Parteichef die Fassung und 
verkündete in einer Bede in der 
Plandelskammer von B irm ing
ham drohend, die Sowjetunion 
verfüge bald über gelenkte Ge
schosse m it W asserstoff-Ladung, 
die jeden T e il der E rde errei
chen könnten, und als erste 
habe die Sowjetunion die W as
serstoffbombe von Flugzeugen 
aus zur Explosion gebracht. Seit 
dieser drohenden B ede war die 
Atmosphäre in den britisch-so
wjetischen Verhandlungen er
heblich abgekühlt. Sie wurde da
durch noch eisiger, daß Chrus- 
tschow ein E ingre ifen  zur F re i
lassung der hinter dem eisernen 
Vorhang inhaftierten 150 Sozia
listen schroff ablehnte.

Das Schlußkommuniquö über 
die Besprechungen m it Eden ist 
eine offensichtliche Verlegen - 
heitserklärung. In  der Nahost

haben die Sow jets an

Konflik ts zugesagt. Auch eine 
Erw eiterung des britisch-so
wjetischen Handels ist vorgese
hen. D ie kulturellen Kontakte 
sollen verstärkt werden. Das ist 
aber auch alles. Über die euro
päische Sicherheit wurde keine 
Verständigung erzielt, ebenso
w en ig in der Abrüstungsfrage, 
und in der deutschen F rage sind

die Fronten unverändert. Im  
Schlußkpmmunique w ird  

Deutschland m it keinem W ort 
erwähnt. Dafür aber haben die 
Briten eine Sondererklärung zu
gleich m it dem Schlußkommu
nique veröffentlicht, in der noch 
einmal eindeutig betont w ird, 
daß die Herbeiführung der 
W iederverein igung Deutschlands 
ein „fundamentaler Leitsa tz“ 
der britischen Begierung ist 

Bulganin hat reichlich Ge
schenke ausgeteilt. Eine w ert
vo lle Stola bekam nicht nur K ö 
n igin  Elizabeth, sondern auch 
die Gattin des Prem ierm inisters 
Eden. Aber die Briten beurtei
len die Sow jets nach ihren T a 
ten und nicht nach ihren Ge
schenken und ihren W orten,

Keine Angst vor Lenkgescliossen!
US-Ciief zerstreut Befürchtungen — Antwort an Chrustsehow

Shreveport, Louisiana (USA) 
(A P ). Noch keine Nation habe 
ein fertiges interkontinentales 
Lenkgeschoß in ihrer Büstkam- 
mer, hat der Stabschef der ame
rikanischen Lu ftw a ffe, General 
Nathan Tw in ing, in  einer An
sprache in Shreveport erklärt. 
Auch das Vorhandensein einer 
einsatzfähigen W affe dieser A rt 
w erde das Bombenflugzeug noch 
fü r lange Zeit nicht überflüssig 
machen oder entwerten. Außer
dem sei zu erwarten, daß im 
gleichen Zeitpunkt oder zumin
dest nicht v ie l später die je tzt 
ebenfalls noch fehlende w irk 
same Abw ehrw affe gegen Lenk- 
geschosse vorhanden sein werde.

General Tw in ing, dessen Aus
führungen offenbar als Antw ort

auf die Erklärung des sow jeti
schen Parteisekretärs Chrus- 
tschow gemünzt waren, daß die 
Sowjetunion bald in der L a ge  
sein werde, Wasserstoffbomben 
m it Lenkgeschossen an jeden 
Punkt der Erde zu bringen, be
tonte, man müsse das soge
nannte interkontinentale bal
listische (d. h. nicht selbstge
steuerte) Geschoß einmal „inner
halb der Zukunftswaffen in die 
rechte Perspektive rücken“ . Ge
w iß  w erde es „eine ungeheuer 
w ichtige W affe“  sein. „Aber es 
w ird  lange dauern, bis es ver
läßlich genug ist, um an die 
Stelle anderer Waffensysteme zu 
treten und noch vie l länger, be
vor es in jeder Hinsicht leisten 
kann, was das F lugzeug leistet.“

Massenmord von Kafyn w ird  untersucht
Polen setzt Ausschuß ein — W ird Stalin die Schuld aufgeladen?

N  e w  Y  o r  k  (A P ). E ie  poln i
sche Begierung hat nach unbe
stätigten Berichten eine Unter
suchung des Massakers im W a l
de von K a tyn  an geordnet, wo 
im  Jahre 1940 über 4000 po l
nische O ffiziere ermordet w ur
den.

D ie Massengräber waren wäh
rend des K rieges von den deut
schen Truppen entdeckt worden, 
die den Bussen die Schuld ga
ben, während die Sowjets ihrer
seits behaupteten, die Deutschen 
hätten • die Massaker verübt. 
Nach dem K riege  gab ein ame
rikanischer Parlamentsausschuß 
wiederum den Bussen die

Schuld. Zu welchem Ergebnis 
nun die Polen auch immer kom
men werden —  man spricht da
von, daß sie Stalin den Massen
mord aufladen w ollen — , fest 
scheint zu stehen, daß die Un
tersuchung m it Zustimmung 
Moskaus erfolgt. Obwohl die 
kommunistischen Führer Polens 
in der Interpretierung der 
neuen Anti-S talin-L in ie bemer
kenswert selbständig sind, so 
stehen sie wahrscheinlich doch 
fe.st zu Moskau, nicht zuletzt 
deswegen, w eil die Sowjetunion 
der einzige Garant für das F o rt
bestehen der jetzigen  polnischen 
W estgrenze ist.



So sind sie w irklid it

„Kann man
Im Jahre 1930 platzte in  H am 

burg ein von den Gewerk
schaften geb illig ter und sozial 
gerechtfertigter Streik, w eil sich 
m itstreikende Kommunisten 
plötzlich als Gruppe der „R evo 
lutionären Gewerkschaftsopposi
tion “ (RGO) form ierten und dem 
bestreikten Unternehmer einen 
Burgfrieden anboten. Dadurch 
gelang es den RGO-Kommuni- 
sfen, einen neuen Betriebsrat zu 
stellen, der nun die alten Ge
werkschafter schikanierte und 
seine Stellung im  Sinne der 
K P D  auszubauen verstand.
Diese in  der Gewerkschaftsge- 
schichte einmalige A ffäre w ar 
die Bravouraktion Herbert
Warnkes, des damaligen L e i
ters der RGO-Bezirksleitung 
W eser-Ems, die K PD -C hef 
Thälmann m it Stolz als die 
stärkste in Deutschland bezeich
nen konnte.

W arnke w ar zu dieser Zeit 
kein Unbekannter mehr. 1902 als 
Sohn eines Ham burger Maurers 

-* geboren, g ing er nach v ierjäh 
r iger  Bankbotentätigkeit 1920 
zu Blohm & Voß. A ls W erft-  
N ie ter  nahm ihn die Gewerk
schaft auf. 1923 erklärte er sei
nen B eitritt zur K P D . 1928 
wählten ihn die N ieter der 
W e rft  zum Vertrauensmann, als 
der er sofort an die Gründung 
einer KPD-Gewerkschaftsgruppe 
ging. Aus der Gewerkschaft 
ausgeschlossen, verstand es 
W arnke, die stark kommuni
stisch beeinflußte Belegschaft 
auf seine Seite zu ziehen und 
sich gegen a lle gewerkschaft
lichen Regeln  zum Vorsitzenden 
des Gesamtbetriebsrates zu ma
chen. D ie unausbleibliche Ent
lassung brachte ihm 1930 die 
Bezirksleitung W eser-Em s der 
RG O  und einen Posten in der 
Örtlichen K P -Le itu n g  ein.

Im  A u fträge W ollwebers
. Nach Machtantritt H itlers ar

beitete W arnke illegal. Der Zeit
punkt seiner Em igration ist un
bekannt. Vermutlich übersie
delte er aber bereits 1933 nach 
Dänemark. A ls Matrose getarnt, 
zog  er Sabotagegruppen unter 
deutschen Seeleuten auf. W oll- 
w eber .holte ihn 1938 nach 
Schweden, wo ihn die Po lize i 
im  November 1939 bei einem

m it Kapitalisten 
H E Ü E R ?  W A R N K E

mißglückten Sprengstoffanschlag 
verhaftete. Knapp v ier Jahre 
blieb W arnke in Schweden in
terniert. A ber schon im  Herbst 
1943 —  zu dieser Zeit lebte 
W ollw eber bereits zwei Jahre 
in  Moskau — wiesen zw ei m y
steriöse Schiffsuntergänge w ie
der auf das Team  W ollw eber- 
W arnke hin.

W arnke kehrte erst im  De
zember 1945 nach Deutschland 
zurück. Solange blieb unklar, ob 
ihn die Sow jets im  Geheimappa
rat oder in der P o litik  w eiter
zubeschäftigen wünschten. Fün f 
Monate FDGB-Vorsitzender in 
der Provinz, holte ihn das SED- 
Zentralsekretariat im Herbst 
1946 nach Berlin zum neuein
gesetzten FD G B - Bundesvor
stand. W arnke wurde verant
wortlich fü r die A rbeit der Be
triebsräte. deren Auflösung er 
später selbst veranlaßt hat. Im  
A pril 1948 übernahm er die 
Schlüsselposition eines Organi
sationsleiters des FDGB, um im  
Oktober des gleichen Jahres den 
amtsenthobenen und erst kürz
lich w ieder rehabilitierten Jen- 
dretzky als FDGB-Chef abzu
lösen.

W arnke begründete die 
Theorie des „doppelgesichtigen 
Streiks". D ie Arbeitsniederle
gung in einem volkseigenen Be
trieb, und sei sie noch so ge-

paktieren?“
rechtfertigt, wurde zum „V er
ra t“ , zur „antigewerkschaft
lichen Aktion “ , gestempelt. D ie 
Streiks in Privatbetrieben da
gegen  erklärte W arnke als „den 
gewerkschaftlichen Zielen näher
bringend“. Seine 1931 auf Grund 
der mißlichen Hamburger A ffäre 
geschriebene Streitschrift „Kann 
man mit Kapitalisten paktie
ren?“ wurde zur gefährlichen 
Literatur. A lle  damals gegen ihn 
aufgetretenen kommunistischen 
Gewerkschafter spielte W arnke 
an die Wand. A u f der Strecke 
blieben Jakob W alcher,. Chef
redakteur der „Tribüne“ , der 
zweim al verhaftete Stellvertreter 
Warnkes, A lex  Stark, der 
gleichfalls verhaftete 2. V or
sitzende des FD G B Branden
burg, M ax K ie fe r, und ein ige 
andere weniger bekannte FDGB- 
Sekretäre.

Gefährdete Funktion
Heute ist 'Warnke Kandidat 

des SED-Politbüros, V izepräsi
dent des kommunistischen W e lt
gewerkschaftsbundes, Volks
kam m ervertreter des Bezirks 
Frankfurt an der Oder und P rä 
sidiumsmitglied des National
rates der Nationalen Front. Or
den und Ehrenzeichen wurden 
ihm zuteil. A ls FDGB-Chef be
feh lig t er die größte sow jetzo- 
naVe Massenorganisation. Aber 
seine Funktion ist die vielleicht 
gefährdetste von allen, die das 
SED-Regim e zu vergeben hat. 
W ie  der 17. Juni 1953 aus g e 
werkschaftlichen Losungen und 
in den Betrieben geboren wurde, 
so ist heute der gesamte FD G B 
zu einem bedrohlichen Faktor 
innenpolitischer Unsicherheit g e 
worden. Warnkes Hauptziel, die 
absolute Gleichschaltung der 
Sowjetzonen-Gewerkschaften, is t
ihm nur scheinbar geglückt. 
N irgends gelten auch heute noch 
alte Traditionen und das A n 
sehen alter nichtkommunisti
scher Gewerkschaftsfunktionäre 
mehr als in den Betriebsgrup
pen des FDGB. Vergeblich  hat 
W arnke versucht, durch w illigen  
FDJ-Nachwuchs hier Breschen 
zu schlagen. Schon sucht die 
SED nach einem Mann, der fä 
higer dazu scheint. Sein Kom 
men w ird Warnkes Ablösung 
zeitlich bestimmen.



Das Kommform verläßt seine Kinder
Nie ht alle atiâ VletDäm und Korea sind „Waisen“

Eg w ird  w enige Kommunisten gehen, die Sich von der zw ie- 
îich tijeà  Auflösung' dès „K ööiin fo rm “  betroffen fühlen. Dafür 
bekommen ein ige tausend. K inder in diesen Tagen die Folgen  
des sowjetischen Schächzuges zu spüren. Denn was nur w e
nigen bekannt wàr —  dem „Kommunistischen Inform ations
büro“  unterstanden ganz nebenbei auch die Heime und Erzie- 
hnngslagèr m it koreanischen und vietnamesischen „W aisen
kindern“ . A llem  in der Zone g ib t es fast ein Dutzend solche? 
Heime, Sn der 'Tschechoslowakei rund fün f und in Ungarn 
sieben. Dolen hat erst kürzlich zwei derartige Lager aufgelöst, 
ehftè daß etwas von einer Kückführung der K inder in ihre 
Heimatländer bekänntgeworden ist.

D iè Ï ïitè fn iè fü ïig  der zumeist 
Während der Kampfhandlungen 
verschleppten K inder stellt eine
der größten Ungerechtigkeiten 
der N&ChkHegsgeSchichfe dar. 
Aus- dem griechischen, koreani
schen und vietnamesischen Bür
gerkriegen brachten die in die 
Os tblockstaaten geflüeh teten
fvomnumisten Tausende angeb
lich elternloser K inder mit, die 
fortan in einigen Oststaaten 
nach sowjetischen Prinzipien 
erzogen wurden. A ls einziges 
Land hat bisher Griechen
land die Freilassung eines Teils  
Seiner K inder erzwingen kön
nen. Suchaktionen uhd H ilfe 
ru fe der verzw eifelten  Eltern 
brachten zutage, daß höchstens 
die H ä lfte  dieser K inder w irk 
lich W aisen sind. Den übrigen 
wurde bis heute vörenthaiten, 
daß ihre Angehörigen noch am 
Theben sind. Selbst wenn man 
den Kommunisten zugute halten 
w ollte, daß ihnen dies in den 
W irren  der Bürgerkriegskäm pfe 
verborgen geblieben sein solb so 
rech tfertigt dies nie den groß- 
angelegten Kinderraub. Ganz 
abgesehen davon, daß es eines 
geringen Aufwandes bedürfte, 
u m  die noch heute in Südkorea 
und Vietnam lebenden E ltern 
aufzufinden.

„Die SED sorgt für Euch!“
Jetzt, nach der Auflösung des 

„Kom in form “ , macht man sich 
erstmals Gedanken über die 
w eitere Zukunft der straff m ili
tärisch erzogenen Jungen und 
Mädchen. Die Verbindüngs- 
örg&na des Kom m förm  haben 
die ihnen unterstellten Heime 
kurzerhand an die. örtlichen 
kommunistischen Parteien über- 
-geben, und diese scheinen von

der Erbschaft w en ig beglückt. 
In  M öritzburg bei Dresden er
klärte ein bisher als angeblicher 
koreanischer Oberstleutnant ge
legentlich versprechender Kom - 
in form -Vertreter der verduzten 
H eim le itu ng: „D ie SED w ird  
künftig  für alles sorgen !“

Diese aber sieht sich voerst 
außerstande, eine Verantwor
tung für die K inder zu überneh
men. Gewiß, man hat ein ige der 
Ä lteren in volkseigene Betriebe 
zur Lehrlingsausbildung und 
auf die Universitäten geschickt, 
aber was soll endgültig einmal 
aus ihnen werden? Nordkorea 
hat bisher nicht den geringsten 
Versuch gemacht, diese K inder 
aufzunehmen, die Sowjetunion 
hat sie Selbst in die Zone ab- 
geschoben, andere Ostblockstaa
ten fürchten spätere diplom ati
sche Verwicklungen. So plant 
man ernstlich, diese Heime auf- 
zülösen und die K inder einzeln

Bonn (D ÄP/AP). D ie sechs 
Länder der Montanunion wollen 
innerhalb von zw ö lf Jahren auf 
der Basis einer Zollunion einen 
gemeinsamen Markt schaffen 
und innerhalb dieses Zeitraumes 
a lle Binnenzölle zwischen den 
Sech3 Staaten abschaffen. Sie 
w ollen sich ferner zu einem 
Atompool „Euratom “ zusammen
schließen und gemeinsam die 
friedliche Nutzung der Atom 
energie vorantreiben. Dies sieht 
ein Plan vor, der jetzt von der 

Sachverständigenkommission 
der sechs Montammion-Länder 
veröffentlicht und Ende Mai von

auf deutsche Einrichtungen zu 
verteilen. Für die. Verschleppten 
würde dies eine grausame Maß
nahme bedeuten. Ihr Zusam
menhalt ist das letzte Band, das 
sie an die Heimat knüpft. K e i
nes dieser K inder hat die H o ff
nung auf gegeben, einmal w ieder 
„nach Hause“ zu kommen, auch 
wenn dieses „Zuhause“ den 
zwangsweisen Aufenthalt Im 
kommunistischen T e il ihres H e i
matstaates nach sich ziehen 
würde. Solange das Kom inform  
bestand und fü r die K inderlager 
verantwortlich zeichnete, be
stand jene Hoffnung zu Hecht. 
Jetzt stellen sich die kommu
nistischen Behörden Koreas und 
Vietnams auf den Standpunkt, 
eine Heim führung könne nur er
folgen, Wenn es sich unwider
legbar um W aisenkinder han
delt. P lötzlich  w ird  angezwei- 
fe lt, was gestern noch als be
wiesen galt. Der Grund: Kom m t 
ein solches K in d  nach Korea, 
und den südkoreanischen Eltern 
gelingt es, dieses K ind zu iden
tifizieren, gäbe es einen nicht 
geringen internationalen Skan
dal. Um diesen zu vermeiden, 
hat das aufgelöste Kom inform  
kurzerhand alle Verantwortung 
von sich abgewälzt. Es läßt, die 
K inder im  Stich, deren Statuä 
es jahrelang verleugnet hat. 
Nur wer das Schicksal deutscher 
und spanischer Em igrantenkin
der nach der Schein-Auflösung 
der Kom intern im letzten K r ie g  
heranzöge, bekäme ein ähnliches 
Beispiel für dieses seltsame 
Vorgehen des „Kom in form “ .

den Außenministern beraten 
werden soll.

Der P lan sieht ferner zur F i
nanzierung von Investitionen, 
insbesondere in unterentwickel
ten Gebieten, die Schaffung 
eines europäischen Investitions
fonds m it einem Grundkapital 
von einer M illiarde D ollar vor. 
Verzerrungen, die durch un
gleiche Sozialleistungen und 
Steuerverpflichtungen entstehen, 
sollen durch entsprechende An
passungen der Wechselkurse 
aufgehoben werden. Auch auf 
dem Gebiet des Transportwesens 
und der Post wollen die sechs 
Länder enger Zusammenarbei
ten.

Werden Binnenzölle abgesdhafft?
Gemeinsamer Markt «ö d  Atomgemeiasehaften



Wiedervereinigung Meibi oberstes Ziel
(Fortsetzung von S. 3)

genüber der nach w ie vor ernst 
zu nehmenden kommunistischen 
In filtration  zu stärken. Sie fo r
derte, eine Lehrstätte zur E r
forschung des Kommunismus 
und Marxismus zu errichten.

Dem Pa rte itag  w ar eine Son
dersitzung der CDU/C$Tj-Bun
destagsfraktion voraiisgegangon, 
in  der sich die Abgeordneten 
einmütig fü r die ailgemeifre 
W ehrpflicht entschieden. Als 
gleichberechtigte Stellvertreter 
des Bundesvorsitzenden Dr. 
Adenauer wurden Bundesmini- 
Ster Jakob Kaiser, Bundesrats* 
Präsident K a i U w e v. Hassei, 
der frühere M inisterpräsident 
von Nordrhein-W estfalen, Karl 
Arnold und Bundestagspräsident 
Dr. Eugen Gerstenmaler ge
wählt. »

D ie besondere Verbundenheit 
der CDU mit politischen Freun

den. im  W esten ze igte sich in 
der Teilnahme des früheren 
französischen Außenministers 
Robert Bchum&n, der dem P a r
teitag die Wünsche und Grüße 
der Republikanischen Volkspar
tei überbrachte und besonder? 
die Hoffnung auf eine baldige 
W iederverein igung ausdrückte.

Film s im  Ämerika-Haus
Ständigö kostenlose F i im vor* 

führungeii m it den neuesten 
Wochenschauen werden für Be*» 
sucher aus dem Ostsektor Ber
lins und der Ostzone im  
A m e r i k a  h a u s  a m  N o i -  
l e n d o r f p l a t z  gezeigt. 
Täglich  ab 13 Uhr in stünd
licher Folge. Letzte Vorführung 
um 1? Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

SSO, herhörn!
De? kleine TA G  w ird ver

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfänger*. 
Gegner sind als Em pfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht bat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kan « den k le ine« TAG  
also ruhig hei der Po lize i 
oder beim Bürgerm eister
amt oder bei seiner D ienst
stelle abgeben. Cbrigens
w ird «K* auch dort gern 
gelesen.
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„Jeh' rüber und hole de! neue Verkehrs- R Ü C K F A H R T
Zeichen.. Genosse, dei brauchen wir für .So eine Seereise, Genosse, ist doch 

unsre Versorgungi“ was Herrliches!'



B ILD E B  D EK W OCHE. Oben: Nanu? Noch ein Stalin-Plakat? Bel einem Umzug- in 

T iflis  ze ig t« sich dieser Tage, daß für die Georgier Stalin immer noch nicht tot ist. —  

Unten: Eine fahrbare Zahnklinik, ein „C linom obil“ , wurde als Geschenk der Bundes
regierung an Indien von Botschafter Dr. M eyer (B ildm itte ) in Neu Delhi übergeben


